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Ohne Wachstum herrscht Still-
stand und mit Wachstum ist der Weg in
schleichende ökologische Katastrophen
vorgezeichnet. Weder das eine noch das
andere ist eine verlockende Perspektive.
Aber Entwicklung, zumal eine nachhalti-
ge, könnte ein attraktives Ziel sein. Doch
was ist Entwicklung ohne Wachstum?
Und: Schließt nachhaltige Entwicklung
wirtschaftliches Wachstum aus? Müssen
wir also Wachstumspolitik verteufeln,
damit Nachhaltigkeit eine Chance hat?
Solche und ähnliche Fragen sind alles
andere als semantische Spielereien. Sie

zu stellen heißt, die herrschende ökonomi-
sche Begriffswelt ernst zu nehmen. Und
das ist ein Fehler. 
Die Vertreter der ökologischen Ökonomie
im Besonderen haben mit dem vermeint-
lich gegensätzlichen Begriffspaar „Wirt-
schaftswachstum“ und „nachhaltige Ent-
wicklung“ der alten Behauptung eine wei-
tere Dimension gegeben, es gebe einen
Konflikt zwischen Ökonomie und Ökologie.
Sie sind angetreten, gegen die überkom-
mene Wachstumsideologie zu streiten und
nachhaltige Entwicklung als konkrete Uto-
pie auszumalen. Ist das nun das definitive
Ende der Versöhnungssemantik? Aber mit
welchem zusätzlichen argumentativen
Rüstzeug könnte dieser Fundamentaldis-
sens zu Gunsten der Ökologie entschieden
werden?
Weder kann die Wachstumsideologie mit
wirtschaftswissenschaftlichen Kategorien
ausgehebelt werden, noch lässt sich das
Leitbild einer nachhaltigen Entwicklung in
solchen Kategorien vermitteln. Die „be-
yond growth“-Debatte wird mit begriff-
lichen Konfusionen geführt, die in politi-
schen Entscheidungs- und Konsensfin-
dungsverfahren nicht entwirrt werden
können.

Die Diskussion nützt den Falschen
Die Meta-Diskussion über Wachstum oder
Entwicklung ist eine Schimäre. Sie kann
endlos fortgeführt werden. Gleichwohl

bleibt sie nicht folgenlos. Erstens lenkt
diese Diskussion von den eigentlichen
Fragen nach auf Zielen und Instrumen-
ten einer Politik der Nachhaltigkeit ab.
Dieser Umstand wurde gerade in der
Umweltpolitik durchaus erfolgreich aus-
genutzt. Man erinnere sich an die inten-
sive, aber weitgehend abstrakte Diskus-
sion der letzten Jahrzehnte über ökono-
mische Instrumente. Sie führte nur dazu,
dass sich faktisch der alte ordnungs-
rechtliche Ansatz immer weiter ausbrei-
ten konnte. Ein ähnliches Schicksal er-
leidet auch die Nachhaltigkeitsdebatte:
Sie wird instrumentalisiert als wohlfeile
akademische Spielwiese, die dem öko-
nomischen „business as usual“ den 
Rücken frei hält. 
Zweitens kann es passieren, dass enga-
gierte Politstrategen beginnen, nach ein-
zelnen Politikfeldern zu suchen, die dem
Nachhaltigkeitskriterium unterworfen
werden könnten. Damit würden sie in
einen verhängnisvollen punktuellen
Interventionismus verfallen: Was muss
geschehen, dass Regionen, Wirtschafts-
zweige und Unternehmen nachhaltig
werden? Was ist eine nachhaltige Fi-
nanz-, Geld- oder Lohnpolitik? Was ist
eine nachhaltige Renten- und Gesund-
heitspolitik? Nachhaltigkeit wäre dann
kein offenes Leitbild mehr, das Spiel-
raum für die gesellschaftliche Entwick-
lung lässt: Statt dessen würde die alte
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bedrohliche Perspektive eines ökologi-
schen Verordnungsstaates mutieren zu
der eines „nachhaltigen Verordnungs-
staates“. 
Die Vertreter einer Politik der Nachhal-
tigkeit haben die wirtschaftsliberale Kri-
sendiagnose und -therapie ebenso mit
Haut und Haaren adaptiert wie die Idee
vom freiwilligen Umweltschutz oder den
Glauben, dass sich ökologische Struktu-
ren im freien Markt von allein heraus-
bilden. Unter der Dunstglocke der herr-
schenden Lehre träumen ökologieorien-
tierte Ökonomen von Konsens- und
Kooperationslösungen. Sie machen sich
beispielsweise nicht klar, dass das Bild
von der „Dreifaltigkeit“, also die Gleich-
gewichtigkeit der Dimensionen Ökolo-
gie, Ökonomie und Soziales, Ausdruck
einer verheerenden Niederlage öko-
logischer Positionen ist (1). Einen Begriff
wie „Wirtschaftsverträglichkeit“ zu ak-
zeptieren, bedeutet bereits die politische
Neutralisierung des ökologischen Nach-
haltigkeitszieles. Gleiches gilt für den
heute schon zum wirtschaftsliberalen
Standard gehörenden Begriff „nachhal-
tiges Wachstum“.
Selbst in der deutschen Ökosteuer zeigt
sich eine bedauerliche Verneigung vor
der neoliberalen Konfusion. Richtig, ziel-
führend und langfristig ohne Alternati-
ve ist an ihr die Lenkung über den Preis.
Taktisch ist zwar die Ökosteuer auf den
ersten Blick gut eingefädelt, weil sie eine
doppelte Dividende verheißt: mehr Um-
weltschutz und mehr Beschäftigung.
Strategisch erweist sie sich jedoch als
Rohrkrepierer, weil der Gesichtspunkt der
„zu hohen“ deutschen Arbeitskosten
ohne weiteres auch in Bezug auf die „zu
hohen“ Kosten des Umweltschutzes gilt.
Doch die Protagonisten der Ökosteuer

scheinen noch nicht bemerkt zu haben,
dass sie sich wegen der Verknüpfung mit
der Diskussion über die Lohnnebenko-
sten in eine argumentative Schieflage
gebracht haben. Wenn es ein durch Ko-
sten verursachtes Standortproblem
geben sollte, dann kann man es jeden-
falls nicht dadurch lösen, dass die Ko-
sten von einem Produktionsfaktor auf
den anderen verschoben werden. Die In-
dustrie hat das längst erkannt und for-
dert deshalb auch folgerichtig eine
„echte“ Kostensenkung, also bei den
Lohnkosten und bei den Umweltschutz-
kosten. Das andere vielbeachtete Argu-
ment folgt der neoklassischen Analyse,
wonach niedrigere Löhne zu mehr Be-
schäftigung führen. Vergessen wird
dabei die zentrale Annahme eines fest-
gelegten Produktionsvolumens. Sie ist in
einer gesamtwirtschaftlichen Betrach-
tung nicht haltbar. Lässt man sie fallen,
dann können niedrigere Löhne wegen
der aus ihnen folgenden geringeren Pro-
duktivität auch dazu führen, dass das
Produktionsvolumen sinkt, während die
Beschäftigung unverändert bleibt.

Vier Hausaufgaben 
für die Wirtschaftstheorie
Statt den Mainstream als Steinbruch zu
nutzen, aus dem Richtiges und Konfuses
relativ beliebig herausgebrochen werden
kann, sollten sich ökologisch orientierte
Ökonomen Gedanken über ein spezifi-
sches Wissenschaftsprogramm machen.
Vier Elemente eines solchen Programms
sollen hier kurz skizziert werden.
Erstens ist die Behandlung des Gutes
Umweltqualität in den Volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnungen (VGR) endlich
auf die Agenda zu setzen. Dabei geht es
nicht um statistische Esoterik, um Öko-

sozialproduktsrechnungen und derglei-
chen, sondern um eine zentrale Ursache
des vermeintlichen Konflikts zwischen
Ökonomie und Ökologie. In der Be-
griffslogik der VGR werden Aufwendun-
gen für den Umweltschutz als Vorlei-
stungen für herkömmliche Güter behan-
delt. Das Gut Umweltschutz selbst hat
keine Chance, in den Kreis der Sozial-
produktsgüter aufgenommen zu werden.
Am deutlichsten wird dieser Effekt beim
homogenen Gut Elektrizität: Die milliar-
denteuren Investitionen für die Rauch-
gasentschwefelung haben den Strom
qualitativ nicht verbessert. Das gleiche
Gut wird also nur mit höheren Kosten
produziert. Steigende Strompreise müs-
sen daher mit Inflation gleichgesetzt
und für die reale Rechnung „deflatio-
niert“ werden. Im Ergebnis gehen also
die wirtschaftlichen Anstrengungen in
Richtung Nachhaltigkeit gewissermaßen
im Deflator unter. Direkt und unreflek-
tiert daran anknüpfend hat der Rat von
Sachverständigen für Umweltfragen vor 26
Jahren in seinem ersten Umweltgutachten
die fatale These aufgestellt, Umweltpolitik
gleiche „einer Gratwanderung zwischen
weiterer Umweltgefährdung, gelungener
Anlastung sozialer Zusatzkosten und volks-
wirtschaftlicher Depression“ (2). Dieses
krasse Fehlurteil geistert bis heute durch
die Szene: Aufwendungen für die „Pro-
duktion“ des Gutes Umweltqualität tragen
nicht zum gesamtwirtschaftlichen Ergeb-
nis bei, sondern „beanspruchen“ es. So also
wird der Umweltschutz zum Kostgänger
der Wirtschaft deklariert und zum bloßen
Kostentreiber degradiert. Die notwendigen
Argumente, um solche Aussagen als öko-
nomistische Konfusion ins Lächerliche zu
ziehen und damit unmöglich zu machen,
sind seit 18 Jahren allgemein zugänglich
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(3) und wurden beispielsweise vom
Bundesministerium für Wirtschaft bereits
vor Jahren vertreten (4).
Zweitens ist die im neoklassischen Ansatz
ganz generell angelegte Diskriminierung
öffentlicher Güter aufzudecken. Im schlei-
chenden Übergang von der neoklassischen
Analysemethode zum „Marktfundamenta-
lismus“ manifestiert sich nicht nur eine
Armut an kritischer Reflexion, sondern
auch eine Ausblendung der für die „Great
Society“ essenziellen Gemeinschaftsgüter
und sozialen Institutionen. Der „Staat“ ist
nicht mehr die ordnende und gestaltende
Institution, sondern der Störenfried in einer
als per se funktionstüchtig verstandenen
und sich selbst genügenden „Markt-Ge-
sellschaft“. So schicken sich die Marktfun-
damentalisten in sendungsbewusster Ein-
tracht an, die gesellschaftlichen Institutio-
nen zu demontieren. Ihre Ziele sind die
Ablösung der kollektiven Lohnfindungs-
prozesse durch individuelle Lohnbettelei,
der Rückbau der sozialen Sicherungssyste-
me und der allgemeine Rückzug des Staa-
tes. Letzteres nur dann nicht, wenn es
darum geht, der Wirtschaft auf vielfältige
Weise den Weg frei zu machen. Hinter die-
ser Zielsetzung stehen vermeintlich theo-
retische Einsichten, die aber nichts ande-

res sind als unberechtigte Übertragungen
von hypothetischen Modellwelten. Die Ur-
sache dafür liegt in Gedankenlosigkeit. Ein
Beispiel sei hier genannt.
Die Umweltökonomie hat sich der Frage
der Umweltqualität von vornherein nicht
so genähert, wie das bei jedem anderen
Gut Standard ist. Nachfragefunktionen
werden hier nicht aus Präferenzen und An-
gebotsfunktionen nicht aus Kosten abge-
leitet. In der umweltökonomischen Stan-
dardanalyse erscheint das Gut Umwelt nur
als abgeleitete Kategorie aus Präferenzen
und Kosten für herkömmliche Güter. Um-
welt ist kein Gut, sondern eine „Externa-
lität“. Schon begrifflich steckt darin eine
ungeheuerliche Diskriminierung. Umwelt-
qualität als Gut oder noch weiter gehend
Nachhaltigkeit als überlebenssichernder
Prozess wird gespiegelt an Preisen, Präfe-
renzen und Kosten, die auf Märkten herr-
schen, die gerade dadurch gekennzeichnet
sind, dass ökologische Präferenzen nicht
relevant sind.

Zu viel Nachhaltigkeit?
Drittens muss dafür gesorgt werden, dass
(wieder) klar unterschieden wird zwischen
makroökonomischen Zielen und Instru-
menten auf der einen und der Durchset-

zung von Präferenzen auf der anderen
Seite. Es gibt eine herausragende, solide
ökonomische Tradition, die zur Durchset-
zung einer solchen Unterscheidung weiter
reichende Argumente bei der Hand hat,
als sie von ökologischen Ökonomen auf-
geboten werden. Das Niveauproblem, das
heißt im Kern das Beschäftigungsproblem,
siedelt sie bei den allgemeinen Systembe-
dingungen an. Es fällt in die Zuständigkeit
der Geld- und Lohnpolitik, in Ausnahmen
der Finanzpolitik, und existiert unabhän-
gig von individuellen Präferenzen und po-
litischen Zielen, von Staatsquoten und
technologischen Möglichkeiten. Bei der
Frage nach den – auf private und öffentli-
che Güter gerichteten – Präferenzen geht
es um die Ziele, für welche die wirtschaft-
lichen Mittel eingesetzt werden sollen, um
die Frage: „Was soll wachsen“? Diese Tren-
nung zwischen der Niveau- und der Struk-
turfrage ist die Conditio sine qua non so-
wohl für den Einstieg in die Beschäfti-
gungspolitik als auch für die Einleitung
einer Politik der Nachhaltigkeit. Erst wenn
Angebot und Nachfrage von vor allem öf-
fentlichen Gütern nicht mehr als instru-
menteller Ansatz der „Makropolitik“ ver-
standen und missbraucht werden, kann
eine aus sich heraus begründete und ei-
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genständige Politik der Nachhaltigkeit
eine Chance haben. „Zu viel“ öffentliche
Güter, das heißt „zu hohe“ Präferenzen
der Bürger für Umweltschutz und Nach-
haltigkeit, können dann nicht mehr als
Ausrede für die Massenarbeitslosigkeit
herangezogen werden (5).
Viertens impliziert der neoliberale oder
deutlicher ausgedrückt der marktfunda-
mentalistische Mainstream eine Sicht-
weise des Verhältnisses von Staat und
Wirtschaft, die gegen eine wirksame Po-
litik der Nachhaltigkeit gerichtet ist. Das
Primat der Wirtschaft und die Verbeu-
gung vor den Interessen der Wirtschaft
zeigen sich wohl am deutlichsten in den
propagierten freiwilligen Selbstver-
pflichtungen auf betrieblicher und über-
betrieblicher Ebene (6). Diese „Maß-
nahmen“ mögen zwar mit punktuellen
Fortschritten verbunden sein, aber schon
für die bloße Einleitung eines Prozesses
in Richtung Nachhaltigkeit sind sie ab-
solut untauglich. Es gibt in der ökono-
mischen Welt kein „free lunch“: Die Frei-
willigkeit hört dort auf, wo Kosten ent-
stehen. Das wissen die Vertreter der
Wirtschaft am besten. Deshalb favori-
sieren sie diese Instrumente. Und ein
Staat, der mit Verordnungen drohen
muss, demonstriert nur, für wie wenig ef-
fizient er sein Steuerungsinstrumenta-
rium hält und wie gering er seinen ei-
genen Handlungsspielraum einschätzt.
Faktisch begibt sich der „Souverän“ in
die Rolle eines Bittstellers. Nichts bleibt
mehr von der alten liberalen Idee des
starken Staates, der selbstbewusst, weil
demokratisch legitimiert, der Wirtschaft
die Bedingungen setzt. Statt als dyna-
mischer Unternehmer für den Prozess der
Nachhaltigkeit zu agieren, täuscht er
sich selbst und andere mit „moral sua-

sion“, mit Appellen an die Einsicht von
Wirtschaft und Privaten, oder „verhan-
delt“ an runden Tischen über einen Kon-
sens, der immer zu Lasten der Natur und
den zukünftigen Generationen ausge-
hen muss. Klar, für die Durchsetzung
einer Politik der Nachhaltigkeit braucht
man Allianzen. Aber wenn diese Allianzen
von vornherein vor dem Hintergrund ge-
schmiedet werden, dass kooperative Ver-
fahren vorteilhafte Konsenslösungen er-
möglichen, dann bleibt Nachhaltigkeits-
politik ökonomistisch eingemauert. Das
wirtschaftliche Kalkül beispielsweise von
Filterproduzenten, Fassadenmaurern und
Recyclingkonzernen, also der einzelwirt-
schaftlichen Profiteure des Umweltschut-
zes, wird zum neuen Datum des ökologi-
schen Handlungsspielraums. 
Erst wenn diese Elemente eines Wissen-
schaftsprogramms hinreichend beackert
sein werden, kann sich die ökologische
Ökonomie mit dem richtigen Rüstzeug den
ökonomischen Voraussetzungen der Zu-
kunftsfrage Nachhaltigkeit zuwenden. Für
die Stabilität und Zukunft der Gesellschaft
kommt es darauf an, die Vergeudung von
Ressourcen zu vermeiden. 
Es kommt also darauf an, die Massenar-
beitslosigkeit zu überwinden, die vor-
nehmlich in den Verantwortungsbereich
der Geld- und Lohnpolitik fällt, und eine
nachhaltige Entwicklung einzuleiten, für
die im Marktsystem vornehmlich die rela-
tiven Preise Signal und treibende Kraft
sind. Welches Wachstum von den „Ge-
samtrechnern“ am aktuellen Rand der
Konjunktur auf dem Weg zu nachhaltigen
Strukturen gemessen wird, gehört zu den
größten Nebensächlichkeiten. Auf diese
„Benchmark“ kommt es nicht an.
Aber noch scheinen wir nicht einmal zu
wissen, wie dieses System wieder auf Voll-
beschäftigungsniveau gebracht werden
kann. Und noch fehlt uns eine solide Vor-
stellung davon, wie sich Entwicklung über-
haupt in Marktwirtschaften durchsetzt. An-
gesichts dieser Erklärungsdefizite und der
ungebremsten Ausbreitung marktfunda-
mentalistischer Konfusionen ist alles an-
dere zu erwarten als ein „Wachstum“ der
Nachhaltigkeit. 
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Woran ich am meisten gewachsen bin

An der Fähigkeit von Wirtschaftswissenschaft-

lern, die alten Holzwege immer wieder neu zu

gehen und den jeweils letzten Stand der Konfu-

sion als logisch zwingend zu begreifen. 
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